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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Schulgesetzes

Das Schulgesetz vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Artikel VI des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GVBl. S. 
875, 879) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 In der Angabe zu § 17 werden nach dem Wort „Schularten“ 
das Komma sowie das Wort „Bildungsgänge“ gestrichen.

b)	 Nach der Angabe zu § 17 wird die Angabe „§ 17a Öffnungs-
klausel für Gemeinschaftsschulen“ eingefügt.

c)	 In der Angabe zu § 19 werden das Wort „Ganztagsangebote“ 
sowie das nachfolgende Komma gestrichen.

d)	 In der Angabe zu § 22 wird das Wort „Gesamtschule“ durch 
die Wörter „Integrierte Sekundarschule“ ersetzt.

e)	 Die Angaben zu den §§ 23 bis 25 werden jeweils durch den 
Klammerzusatz „(aufgehoben)“ ersetzt.

f)	 In der Angabe zu Teil V Abschnitt II werden die Wörter „und 
Wahl der Bildungsgänge“ gestrichen.

g)	 Die Angabe „§ 55 Regelungen für die Grundschule“ wird 
durch die Angabe „§ 55 Sprachstandsfeststellung und Sprach-
förderung“ ersetzt.

h)	 Nach der Angabe zu § 55 wird die Angabe „§ 55a Aufnahme 
in die Grundschule“ eingefügt.

i)	 In der Angabe zu § 59 werden die Wörter „Versetzung, Aufrü-
cken“ durch die Wörter „Aufrücken, Versetzung“ ersetzt.

2.	 § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
	 „Jede Schule trägt die Verantwortung dafür, dass die Schüle-

rinnen und Schüler, unabhängig von ihren Lernausgangslagen, 
an ihrer Schule zu ihrem bestmöglichen Schulabschluss ge-
führt werden.“

b)	 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	 „Dabei ist das Prinzip des Gender Mainstreaming und die 

interkulturelle Ausrichtung der Schulgestaltung zu berück-
sichtigen, wonach alle erziehungs- und bildungsrelevanten 
Maßnahmen und Strukturen unter Einbeziehung der Ge-
schlechterperspektive und der interkulturellen Perspektive zu 
entwickeln sind.“

3.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Schulen können insbesondere zur Unterstützung des 
Erwerbs von Handlungskompetenz Schülerfirmen einrichten. 
Schülerfirmen können auch in Zusammenarbeit mit Dritten 
eingerichtet werden. Soweit es zur Erreichung der Bildungs- 
und Erziehungsziele förderlich ist, können Schülerfirmen 
auch Leistungen gegenüber Dritten erbringen.“

b)	 Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 und 6.
c)	 In dem neuen Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 4“ 

durch die Angabe „Absatz 5“ ersetzt.
4.	 In § 8 Absatz 2 Nummer 1 werden nach dem Wort „Betreuung“ die 

Wörter „einschließlich des schulischen Ganztagskonzepts sowie 

die Form der Leistungsbeurteilung und die Formen der Leistungs-
differenzierung“ eingefügt.

5.	 § 14 wird wie folgt geändert:
a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Dem Grundsatz der Gleichwertigkeit der weiterführenden 
allgemein bildenden Schulen ist durch die Gewährleistung 
gleicher Standards und Lernvolumina Rechnung zu tragen.“

b)	 Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
„Für berufliche Schulen können abweichend von Satz 2 
Nummer 1 Rahmenstundentafeln gebildet werden.“

6.	 § 17 wird wie folgt gefasst:

„§ 17
Jahrgangsstufen, Schulstufen und Schularten

(1) Die Schule gliedert sich nach Jahrgangsstufen, Schulstu-
fen und Schularten. Die Jahrgangsstufen 1 bis 6 bilden die Pri-
marstufe (Grundschule), die Jahrgangsstufen 7 bis 10 die Sekun-
darstufe I; die gymnasiale Oberstufe und die beruflichen Schulen 
bilden die Sekundarstufe II.

(2) Schularten sind:
1.	 die Grundschule,
2.	 als weiterführende allgemein bildende Schulen

a)	 die Integrierte Sekundarschule und
b)	 das Gymnasium,

3.	 als berufliche Schulen
a)	 die Berufsschule,
b)	 die Berufsfachschule,
c)	 die Fachoberschule,
d)	 die Berufsoberschule,
e)	 das berufliche Gymnasium und
f)	 die Fachschule,

4.	 die Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 
(Sonderschulen) und

5.	 die Einrichtungen des Zweiten Bildungswegs zum nachträgli-
chen Erwerb allgemein bildender und beruflicher Abschlüsse.

Grundschulen, Integrierte Sekundarschulen und Schulen mit 
sonderpädagogischem Förderschwerpunkt können jeweils orga-
nisatorisch und pädagogisch verbunden werden. Sie können 
auch zu einer Schule verbunden werden.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 können die Integrierte 
Sekundarschule und das Gymnasium mit Zustimmung der 
Schulaufsichtsbehörde einen altsprachlichen Bildungsgang ab 
der Jahrgangsstufe 5 führen.

(4) Die Mindestanzahl der Klassen oder Lerngruppen eines 
Eingangsjahrgangs (Züge) soll an Grundschulen die Zweizügig-
keit, an Gymnasien die Dreizügigkeit und an Integrierten Sekun-
darschulen die Vierzügigkeit nicht unterschreiten. Über Ausnah-
men entscheidet die Schulaufsichtsbehörde.“

7.	 § 17a wird wie folgt geändert:
a)	 Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:

„(5) Für die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 1 der Gemein-
schaftsschule gilt § 55a Absatz 2 mit folgender Maßgabe: Bei 

Gesetz
zur Einführung der Integrierten Sekundarschule

Vom 25. Januar 2010
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Übernachfrage werden zunächst im Umfang von zwei Dritteln 
Schülerinnen und Schüler aufgenommen, deren Wohnung sich 
in kurzer Entfernung zur Schule befindet, sodann zu einem 
Drittel Schülerinnen und Schüler unabhängig von ihrem 
Wohnort. Verfügbare Plätze, die innerhalb eines der Kontin-
gente nicht ausgeschöpft werden können, werden dem jeweils 
anderen Kontingent zugeordnet. In die Jahrgangsstufe 7 der 
Gemeinschaftsschule rücken zunächst die Schülerinnen und 
Schüler der eigenen Grundstufe auf. Sofern danach freie Plät-
ze vorhanden sind, richtet sich die Aufnahme abweichend von 
§ 56 Absatz 6 nach folgenden Kriterien in abgestufter Rang-
folge:
1.	 Zunächst werden Schülerinnen und Schüler aufgenom-

men, die bisher eine andere Gemeinschaftsschule besucht 
haben.

2.	 Danach werden Schülerinnen und Schüler aus Grund-
schulen vorrangig aufgenommen, die zwar nicht am 
Schulversuch teilnehmen, mit denen aber schulaufsicht-
lich genehmigte Vereinbarungen bestehen.

3.	 Darüber hinaus werden Schülerinnen und Schüler aufge-
nommen, deren Erziehungsberechtigte das bestimmte 
Schulprogramm oder das besondere Wahlpflichtangebot 
wünschen.

Im Übrigen entscheidet das Los.“
b)	 Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Absätze 6 und 7.
c)	 Der neue Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„In Gemeinschaftsschulen finden die Regelungen über die 
Förderprognose und die verbindlichen Beratungsgespräche 
nach dem Besuch der Primarstufe bei Verbleib in der Gemein-
schaftsschule keine Anwendung.“

8.	 In § 18 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Unterrichtsmetho-
den“ ein Komma und die Wörter „den Aufnahmebedingungen“ 
eingefügt.

9.	 § 19 wird wie folgt gefasst:

„§ 19
Ganztagsschulen, ergänzende Förderung 

und Betreuung

(1) Grundschulen und Integrierte Sekundarschulen bis ein-
schließlich Jahrgangsstufe 10 sind Ganztagsschulen. Im Übrigen 
können Schulen, sofern die personellen, sächlichen und schulorga-
nisatorischen Voraussetzungen vorliegen, als Ganztagsschulen 
geführt werden. Die Entscheidung über die Einrichtung einer 
Ganztagsschule einschließlich des gebundenen Ganztagsbetriebs 
trifft die Schulaufsichtsbehörde nach Maßgabe des Schulentwick-
lungsplans (§ 105 Absatz 3).

(2) Ganztagsschulen verbinden Unterricht und Erziehung mit 
außerunterrichtlicher Förderung und Betreuung durch ein schul- 
und sozialpädagogisches Konzept. Unterricht und Betreuung kön-
nen jeweils auf Vormittage und Nachmittage verteilt werden. Die 
außerunterrichtliche Förderung und Betreuung umfasst neben der 
Beaufsichtigung während der Mittagspause insbesondere vertie-
fende Übungen, Hausaufgabenbetreuung, Arbeitsgemeinschaften 
und Neigungsgruppen. Die Schule unterbreitet darüber hinaus 
weitere Angebote und bezieht sie in das Schulleben ein. Sie soll 
Kooperationen insbesondere mit Trägern der öffentlichen und frei-
en Jugendhilfe, Musikschulen, Sportvereinen und Volkshochschu-
len vereinbaren. Sie kann Erziehungsberechtigte und andere quali-
fizierte Personen, die die kulturelle, soziale, sportliche, praktische, 
sprachliche und kognitive Entwicklung der Schülerinnen und 
Schüler fördern, einbeziehen. Beim offenen Ganztagsbetrieb er-
folgt die Teilnahme an den Ganztagsangeboten der außerunter-
richtlichen Förderung und Betreuung freiwillig, beim gebundenen 
Ganztagsbetrieb besteht Teilnahmepflicht für die Schülerinnen 
und Schüler (Absatz 4). An Ganztagsschulen soll ein Mittagessen 
angeboten werden.

(3) Das Angebot der ergänzenden Förderung und Betreuung 
an der Ganztagsschule der Primarstufe in der offenen Form, so-
weit nicht nur die Betreuungszeit von 6.00 bis 7.30 Uhr in An-
spruch genommen wird, und in der gebundenen Form umfasst 
ein grundsätzlich kostenbeteiligungspflichtiges Mittagessen. Die 
Aufnahme in gebundene Ganztagsschulen der Primarstufe setzt 
eine Verpflichtung der Erziehungsberechtigten voraus, ihr Kind 
am Mittagessen teilnehmen zu lassen. Im Übrigen erhalten die 
Kinder auf eigene Kosten ein Mittagessen.

(4) Beim gebundenen Ganztagsbetrieb ist die verbindliche 
Teilnahme an Veranstaltungen für Lerngruppen oder Klassen und 
ein bestimmter Umfang festzulegen. Dabei muss ein Nachmittag 
in der Woche frei von verpflichtenden Schulveranstaltungen ge-
halten werden. Die tägliche Aufenthaltsdauer der Schülerinnen 
und Schüler soll acht Zeitstunden nicht überschreiten.

(5) Schulen können organisatorisch mit einem Internat verbun-
den werden. Internate sind Wohnheime für Schülerinnen und 
Schüler, in denen sie Unterkunft und Verpflegung erhalten sowie 
außerunterrichtlich gefördert und betreut werden. Schule und 
Internat bilden dabei eine pädagogische Einheit. Die Schulauf-
sicht erstreckt sich auch auf das Internat und die außerunterricht-
liche Förderung und Betreuung.

(6) Die Schülerinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 1 bis 4 
erhalten ein Angebot ergänzender Förderung und Betreuung, 
wenn entsprechend § 4 Absatz 2 des Kindertagesförderungsgeset-
zes vom 23. Juni 2005 (GVBl. S. 322), das zuletzt durch Artikel IV 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GVBl. S. 875, 878) und 
durch Artikel II des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GVBl. 
S. 848) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung ein 
Bedarf für eine solche Förderung und Betreuung besteht. Die Teil-
nahme an ergänzender Förderung und Betreuung soll auf Schüle-
rinnen und Schüler der Jahrgangsstufen 5 und 6 ausgedehnt wer-
den, wenn ein besonderer Betreuungsbedarf besteht. Der 
Betreuungsumfang soll dem Bedarf der Familie und insbesondere 
des Kindes gerecht werden. Die Bedarfsfeststellung erfolgt durch 
Bescheid des örtlich zuständigen Jugendamts, welches die Daten 
auch im Rahmen eines einheitlichen Verwaltungsverfahrens für 
die ergänzende Förderung und Betreuung sowie die Kindertages-
förderung nutzen darf; die Daten sind nach der Beendigung der 
ergänzenden Förderung und Betreuung zu löschen, soweit die Da-
ten nicht mehr zur Abwicklung des Kostenbeteiligungs- oder des 
Finanzierungsverfahrens benötigt werden. Die ergänzende Förde-
rung und Betreuung wird als schulisches Angebot der zuständigen 
Schulbehörde (§ 109 Absatz 1 Satz 1) durch die öffentliche Schule 
oder die Bereitstellung von Plätzen bei Trägern der freien Jugend-
hilfe, die mit Schulen kooperieren, erbracht; im letztgenannten 
Fall wird der Betreuungsvertrag zwischen den Eltern und dem 
Träger der freien Jugendhilfe abgeschlossen. Die ergänzende För-
derung und Betreuung unterliegt der Schulaufsicht nach diesem 
Gesetz, auch soweit sie von Trägern der freien Jugendhilfe in Ko-
operation mit Schulen erbracht wird. Angebote ergänzender För-
derung und Betreuung müssen hinsichtlich der Einrichtung und 
der Personalausstattung den pädagogischen und gesundheitlichen 
Anforderungen an die Betreuung von Kindern entsprechen. Kön-
nen die Zeiten der ergänzenden Förderung und Betreuung an der 
Schule den Betreuungsbedarf nicht abdecken oder liegt der Bedarf 
außerhalb der angebotenen Zeiten, kann im Einzelfall zusätzliche 
Betreuung bewilligt werden. Hierzu kann das Angebot an Kinder-
tagespflegestellen gemäß den Vorgaben des Kindertagesförde-
rungsgesetzes genutzt werden. Die Teilnahme an der ergänzenden 
Förderung und Betreuung sowie an zusätzlichen Betreuungsange-
boten ist freiwillig und entgeltpflichtig. Die Kostenbeteiligung 
richtet sich nach dem Tagesbetreuungskostenbeteiligungsgesetz in 
der Fassung vom 28. August 2001 (GVBl. S. 494, 576), das zuletzt 
durch Artikel I des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GVBl. 
S. 848) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung; § 26 
des Kindertagesförderungsgesetzes findet entsprechende Anwen-
dung. Schülerinnen und Schüler aus dem Land Brandenburg kön-
nen im Rahmen freier Kapazitäten ergänzende Förderung und 
Betreuung erhalten, wenn vom Leistungsverpflichteten ein Be-
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bb)	Es wird folgende Nummer 7 angefügt:
„7.	 die Bereiche, auf die sich die Zusammenarbeit nach 

Absatz 7 erstreckt.“
11.	 § 21 wird wie folgt gefasst:

„§ 21
Allgemeines

(1) Die Sekundarstufe I endet mit Abschlüssen. Abschlüsse sind
1.	 die Berufsbildungsreife,
2.	 die erweiterte Berufsbildungsreife und
3.	 der mittlere Schulabschluss.

(2) Die erweiterte Berufsbildungsreife und der mittlere Schul-
abschluss werden in einem Abschlussverfahren erworben. Sie set-
zen sich aus den schulischen Bewertungen der Jahrgangsstufe 10 
und einer Prüfung mindestens in den Fächern Deutsch, Mathema-
tik und erste Fremdsprache zusammen.“

12.	 § 22 wird wie folgt gefasst:

„§ 22
Integrierte Sekundarschule

(1) Die Integrierte Sekundarschule vermittelt ihren Schülerin-
nen und Schülern in einem gemeinsamen Bildungsgang eine ver-
tiefte allgemeine und berufsorientierende Bildung und ermöglicht 
ihnen entsprechend ihren Leistungen und Neigungen eine Schwer-
punktbildung, die sie befähigt, nach Maßgabe der Abschlüsse ih-
ren Bildungsweg an einer Hochschule oder in berufsqualifizieren-
den Bildungsgängen fortzusetzen.

(2) Die Integrierte Sekundarschule umfasst in der Regel die 
Jahrgangsstufen 7 bis 10 (Sekundarstufe I) und führt im Anschluss 
zur allgemeinen Hochschulreife (Abitur). § 17 Absatz 3 bleibt un-
berührt. Die Integrierte Sekundarschule bietet eine gymnasiale 
Oberstufe entweder eigenständig, in Kooperation mit einem beruf-
lichen Gymnasium oder mit einer anderen Integrierten Sekundar-
schule an. Sie kooperiert insbesondere mit benachbarten Grund-
schulen und beruflichen Schulen; § 20 Absatz 7 gilt sinngemäß.

(3) Die Integrierte Sekundarschule führt zu allen Abschlüssen 
gemäß § 21 Absatz 1. Der mittlere Schulabschluss berechtigt bei 
entsprechender Qualifikation zum Übergang in die gymnasiale 
Oberstufe.

(4) In der Integrierten Sekundarschule kann der Unterricht in 
gemeinsamen Lerngruppen, in Kursen der äußeren Fachleistungs-
differenzierung sowie in Wahlpflicht- und Wahlgruppen stattfin-
den. Über Beginn und Formen der Leistungsdifferenzierung ent-
scheidet jede Schule im Rahmen ihres Schulprogramms. Eine 
Verpflichtung zur äußeren Fachleistungsdifferenzierung besteht 
nicht.

(5) Die Integrierte Sekundarschule bietet insbesondere in Ko-
operation mit Betrieben und Trägern der Berufsvorbereitung und 
-ausbildung praxisbezogenes und berufsorientiertes Lernen an 
(Duales Lernen). Alle Schülerinnen und Schüler können am Dua-
len Lernen teilnehmen. Die Schule kann in den Jahrgangsstufen 9 
und 10 die Verbindlichkeit der Teilnahme festlegen.“

13.	Die §§ 23 bis 25 werden aufgehoben.
14.	 § 26 Absatz 2 und 3 wird wie folgt gefasst:

„(2) Das Gymnasium umfasst als einheitlicher Bildungsgang 
die Jahrgangsstufen 7 bis 10 (Sekundarstufe I) und die gymnasiale 
Oberstufe (Sekundarstufe II in der zweijährigen Form) und führt 
zur allgemeinen Hochschulreife (Abitur). § 17 Absatz 3 bleibt un-
berührt. Das Kooperationsgebot nach § 20 Absatz 7 gilt sinnge-
mäß.

(3) In der Sekundarstufe I werden die Abschlüsse gemäß § 21 
Absatz 1 vergeben. Der mittlere Schulabschluss berechtigt bei ent-
sprechender Qualifikation zum Übergang in die gymnasiale Ober-
stufe.“

treuungsbedarf festgestellt und die Kostenübernahme erklärt wur-
de.

(7) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird 
ermächtigt, das Nähere zur Ausgestaltung der ergänzenden Förde-
rung und Betreuung durch Rechtsverordnung zu regeln, insbeson-
dere
1.	 das Verfahren der Anmeldung, der Bedarfsprüfung und Auf-

nahme einschließlich der Vorgaben für Abschluss und Inhalt 
der Betreuungsverträge,

2.	 das Verfahren über den Nachweis von freien Plätzen bei mit 
Schulen kooperierenden Trägern der freien Jugendhilfe,

3.	 die Voraussetzungen, unter denen Schülerinnen und Schüler 
der Jahrgangsstufen 5 und 6 aufgenommen werden,

4.	 die Finanzierung der Leistungen der Träger der freien Jugend-
hilfe und von Angeboten im Rahmen von Tagespflegestellen 
nach dem Kindertagesförderungsgesetz (Absatz 6 Satz 11),

5.	 die Finanzierung der ergänzenden Förderung und Betreuung 
und die Finanzierung der Kosten, die an Schulen in freier Trä-
gerschaft in der Zeit der verlässlichen Halbtagsgrundschule 
für außerunterrichtliche Betreuung und Förderung entstehen,

6.	 die personellen, organisatorischen, baulichen und räumlichen 
Anforderungen an die ergänzende Förderung und Betreuung,

7.	 das Verfahren bei der Genehmigung von Angeboten der ergän-
zenden Förderung und Betreuung, die in Schulen in freier Trä-
gerschaft oder von Trägern der freien Jugendhilfe erbracht 
werden,

8.	 die Voraussetzungen, unter denen zur Gewährleistung einer 
bedarfsgerechten Betreuung von dem Aufnahmeverfahren 
nach den §§ 54 und 55a abgewichen werden kann und die be-
troffenen Schülerinnen und Schüler einer anderen Schule zu-
gewiesen werden können,

9.	 die erforderliche Personalausstattung für das pädagogische 
Personal entsprechend dem Aufgabeninhalt, dem Aufgaben-
umfang und der Aufgabenintensität; hierbei soll für das päda-
gogische Fachpersonal grundsätzlich eine Ausstattung von 
38,5 Wochenarbeitsstunden für jeweils 22 Kinder zuzüglich 
Personalzuschläge, die in Art und Höhe mindestens den Perso-
nalzuschlägen nach § 11 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b 
und  c des Kindertagesförderungsgesetzes entsprechen, zu-
grunde gelegt werden,

10.	Festlegungen über die Planung und das statistische Erfas-
sungsverfahren einschließlich der Einführung und Durchfüh-
rung eines bezirksübergreifenden IT-gestützten Planungs-, 
Nachweis-, Finanzierungs- und Kostenbeteiligungsverfahrens 
sowie der Regelungen über Art und Umfang der Daten, ihre 
Verarbeitung in Dateien und auf sonstigen Datenträgern, ihre 
Löschung, ihre Übermittlung und die Datensicherung,

11.	 zum Ganztagsbetrieb, insbesondere zu Organisation und Ver-
bindlichkeit des Angebots.“

10.	 § 20 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Grundschulen können als Ganztagsgrundschulen in offener 
oder gebundener Form organisiert werden.“

b)	 Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt:
„(7) Grundschulen arbeiten mit Kindertageseinrichtungen 

sowie mit weiterführenden allgemein bildenden Schulen ins-
besondere in ihrer Umgebung zusammen und schließen Ver-
einbarungen über das Verfahren und den Inhalt ihrer Zusam-
menarbeit. Die Kooperationen dienen der Verbesserung des 
Übergangs in die Grundschule und in die weiterführende 
Schule.“

c)	 Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und wie folgt geändert:
aa)	 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

„6.	 die Einzelheiten der Wahl der Fremdsprache nach 
Absatz 4,“
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ren mit einer oder mehreren Integrierten Sekundarschulen, um 
insbesondere den Schülerinnen und Schülern dieser Schulart den 
Erwerb der allgemeinen Hochschulreife zu ermöglichen. Hierüber 
sind Kooperationsvereinbarungen zu schließen; Schülerinnen und 
Schüler kooperierender Integrierter Sekundarschulen haben einen 
Anspruch auf Aufnahme.

(6) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird 
ermächtigt, das Nähere zur Ausgestaltung der gymnasialen Ober-
stufe durch Rechtsverordnung zu regeln, insbesondere
1.	 die Ziele und die Organisation der gymnasialen Oberstufe,
2.	 die Leistungsanforderungen und die sonstigen Qualifikationen 

für die Aufnahme in die Qualifikationsphase und in die Ein-
führungsphase einschließlich einer Höchstaltersgrenze, 

3.	 die Wiederholung der Einführungsphase und die Versetzung 
in die Qualifikationsphase sowie den Rücktritt aus der Qualifi-
kationsphase in die Einführungsphase und innerhalb der Qua-
lifikationsphase,

4.	 die Einrichtung von Fächern und Kursen einschließlich bilin-
gualem Unterricht sowie ihre Zuordnung zu Aufgabenfeldern,

5.	 die Belegverpflichtungen und Wahlmöglichkeiten einschließ-
lich des Verfahrens und der Verpflichtung zur Wiederholung 
von nicht erfolgreich durchlaufenen Halbjahren,

6.	 die Leistungsbewertung durch Noten und Punkte,
7.	 die Zulassungsvoraussetzungen, die Ausgestaltung und die 

Wiederholung der Abiturprüfung,
8.	 den Erwerb des Latinums und Graecums,
9.	 die Voraussetzungen für den Erwerb des französischen Bacca-

lauréat,
10.	 die Voraussetzungen für den Erwerb des schulischen Teils der 

Fachhochschulreife.
Für die beruflichen Gymnasien sowie für die gymnasialen Ober-
stufen des Französischen Gymnasiums (Collège Français), der 
John-F.-Kennedy-Schule (Deutsch-Amerikanische Gemein-
schaftsschule), der Eliteschulen des Sports, der Staatlichen Bal-
lettschule Berlin und Schule für Artistik, des Musikgymnasiums 
Carl Philipp Emanuel Bach und weiterer Schulen besonderer päd-
agogischer Prägung können besondere Regelungen getroffen wer-
den, soweit es die organisatorischen oder pädagogischen Bedin-
gungen dieser Schulen erfordern.“

17.	 § 29 Absatz 6 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
„5.	 die Voraussetzungen für den Erwerb der Berufsbildungsreife, 

der erweiterten Berufsbildungsreife sowie des mittleren 
Schulabschlusses; dabei können Abweichungen von § 21 Ab-
satz 2 vorgesehen werden,“

18.	 § 30 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „stehen“ und dem 

Komma die Wörter „in einjährigen Bildungsgängen eine fach-
bezogene berufliche Grundbildung zur Vorbereitung auf die 
künftige Berufsausbildung oder in mehrjährigen Bildungsgän-
gen“ eingefügt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 Nummer 1 und 2 werden die Wörter „den Haupt-

schulabschluss“ jeweils durch die Wörter „die Berufsbil-
dungsreife“ ersetzt.

bb)	In Satz 1 Nummer 3 werden die Wörter „den erweiterten 
Hauptschulabschluss“ durch die Wörter „die erweiterte 
Berufsbildungsreife“ ersetzt.

cc)	 In Satz 2 werden die Wörter „den Hauptschulabschluss“ 
durch die Wörter „die Berufsbildungsreife“ und die Wör-
ter „den erweiterten Hauptschulabschluss“ durch die Wör-
ter „die erweiterte Berufsbildungsreife“ ersetzt.

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden nach dem Klammerzusatz „(BGBl. I 

S. 3022)“ und dem folgenden Komma die Wörter „oder in 
einer berufsbegleitenden Ausbildung“ eingefügt.

15.	 § 27 wird wie folgt gefasst:

„§ 27
Nähere Ausgestaltung der Sekundarstufe I

Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird er-
mächtigt, das Nähere zur Ausgestaltung der Schularten und Bil-
dungsgänge der Sekundarstufe I durch Rechtsverordnung zu re-
geln, insbesondere
1.	 den Beginn und die Formen der Fachleistungsdifferenzierung 

und die Unterrichtsfächer und Lernbereiche, in denen leis-
tungsdifferenziert unterrichtet wird,

2.	 die Einstufung der Schülerinnen und Schüler in leistungsdiffe-
renzierte Kurse,

3.	 die Voraussetzungen und die Organisation von jahrgangsstu-
fenübergreifendem Unterricht,

4.	 die Voraussetzungen und die Durchführung von bilingualem 
Unterricht,

5.	 die Anforderungen und das Verfahren für die nach § 22 Ab-
satz 5 Satz 3 zu treffende Entscheidung,

6.	 die organisatorische und curriculare Ausgestaltung der Jahr-
gangsstufen 7 bis 10 unter besonderer Berücksichtigung des 
Produktiven Lernens und anderer Formen des Dualen Ler-
nens,

7.	 die Voraussetzungen zum Erwerb der Berufsbildungsreife ein-
schließlich der Voraussetzungen, unter denen die Berufsbil-
dungsreife bereits nach Jahrgangsstufe 9 erworben werden 
kann,

8.	 die Voraussetzungen zum Erwerb der erweiterten Berufsbil-
dungsreife,

9.	 die Voraussetzungen zum Erwerb des mittleren Schulab-
schlusses,

10.	 die erforderlichen Qualifikationen zur Berechtigung zum 
Übergang in die gymnasiale Oberstufe.“

16.	 § 28 wird wie folgt gefasst:

„§ 28
Gymnasiale Oberstufe

(1) Die gymnasiale Oberstufe vermittelt eine vertiefte allgemei-
ne Grundbildung und eine Bildung in individuell bestimmten 
Schwerpunktbereichen. Sie baut auf der Arbeit der Sekundarstu-
fe I auf und ist durch die Einheit von allgemein bildendem, wis-
senschaftsvorbereitendem und studienbezogenem Lernen gekenn-
zeichnet. Der Besuch dauert mindestens zwei und höchstens vier 
Jahre. Zur Wiederholung einer nicht bestandenen Abiturprüfung 
kann die Höchstzeit um ein Jahr überschritten werden.

(2) Die gymnasiale Oberstufe besteht aus einer zweijährigen 
Qualifikationsphase, die durch die Kombination von Grund- und 
Leistungskursen im Pflicht-, Wahlpflicht- und Wahlbereich eine 
gemeinsame Grundbildung und individuelle Vertiefung in Schwer-
punktbereichen ermöglicht (zweijährige Form).

(3) Abweichend von Absatz 2 gliedert sich die gymnasiale 
Oberstufe an Integrierten Sekundarschulen und beruflichen Gym-
nasien in eine einjährige Einführungsphase und die sich anschlie-
ßende zweijährige Qualifikationsphase (dreijährige Form). An In-
tegrierten Sekundarschulen kann die gymnasiale Oberstufe auch 
in der zweijährigen Form angeboten werden.

(4) Die gymnasiale Oberstufe schließt mit der Abiturprüfung ab. 
Die allgemeine Hochschulreife wird durch eine Gesamtqualifika-
tion aus anrechenbaren Kursen und der Abiturprüfung erworben. 
Nach erfolgreicher Teilnahme an mindestens zwei aufeinander- 
folgenden Halbjahren der Qualifikationsphase kann der schulische 
Teil der Fachhochschulreife erworben werden.

(5) In Oberstufenzentren soll eine gymnasiale Oberstufe mit ei-
nem beruflich orientierten Bildungsangebot eingerichtet werden 
(berufliches Gymnasium). Die beruflichen Gymnasien kooperie-
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„(3) Abweichend von Absatz 1 können schulpflichtige Kin-
der auf Antrag der Erziehungsberechtigten von der Schulbe-
suchspflicht um ein Jahr zurückgestellt werden, wenn der Ent-
wicklungsstand des Kindes eine bessere Förderung in einer 
Einrichtung der Jugendhilfe erwarten lässt. Eine Rückstellung 
kann nur dann erfolgen, wenn eine angemessene Förderung 
des Kindes in einer Einrichtung der Jugendhilfe erfolgt. Der 
Antrag der Erziehungsberechtigten ist zu begründen und soll 
mit einer schriftlichen Stellungnahme der von ihrem Kind zu-
letzt besuchten Einrichtung der Jugendhilfe oder Kindertages-
pflegestelle eingereicht werden. Die Schulaufsichtsbehörde 
entscheidet auf der Grundlage gutachterlicher Stellungnah-
men des zuständigen Schularztes oder des schulpsychologi-
schen Dienstes. Eine Rückstellung nach dem Beginn des 
Schulbesuchs ist ausgeschlossen.“

c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.
d)	 In dem neuen Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „den Haupt-

schulabschluss“ durch die Wörter „die Berufsbildungsreife“ 
ersetzt.

26.	 § 47 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 wird wie folgt gefasst:

„1.	 der Aufbau und die Gliederung der Schule,
2.	 die Übergänge zwischen den Schularten und den Schul-

stufen,
3.	 die mit dem Besuch der allgemein bildenden und der be-

ruflichen Schulen verbundenen Abschlüsse und Berechti-
gungen,“

b)	 In Absatz 4 Nummer 4 werden nach dem Wort „Wahl“ die 
Wörter „der Schulart und“ eingefügt.

27.	 In § 50 Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt:
„Die Schule kann anstelle der Beschaffung der Lernmittel auch 
einen Lernmittelfonds einrichten, an dem sich die Erziehungsbe-
rechtigten oder die volljährigen Schülerinnen oder Schüler mit 
dem Eigenanteil beteiligen können.“

28.	 In der Überschrift des Abschnitts II werden nach dem Wort „Schu-
le“ die Wörter „und Wahl der Bildungsgänge“ gestrichen.

29.	 § 54 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Über die Aufnahme in die Grundschule entscheidet die zu-

ständige Schulbehörde im Benehmen mit der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter. Im Übrigen entscheidet über die Aufnahme in die 
Schule die Schulleiterin oder der Schulleiter im Auftrag der Schul-
behörde.“

30.	 § 56 wird wie folgt gefasst:

„§ 56
Übergang in die Sekundarstufe I

(1) Die Erziehungsberechtigten wählen die Schulart der Sekun-
darstufe I, die ihr Kind nach der Grundschule besuchen soll (El-
ternwahlrecht). Die Grundlage der Entscheidung bildet ein ver-
bindliches und zu dokumentierendes Beratungsgespräch in der 
besuchten Grundschule (Absatz 2). Die Erziehungsberechtigten 
werden darüber hinaus an der weiterführenden Schule, an der sie 
ihr Kind anmelden wollen, beraten. Ein Anspruch auf Aufnahme 
in eine bestimmte Schule besteht nicht.

(2) Die Grundschule berät die Erziehungsberechtigten auf der 
Grundlage der bisherigen Lern- und Kompetenzentwicklung so-
wie des Leistungsstandes, der Leistungsentwicklung und des Leis-
tungsvermögens der Schülerin oder des Schülers unter Berück-
sichtigung der Noten und Zeugnisse der Jahrgangsstufen 5 und 6 
sowie einer pädagogischen Beurteilung. Die Klassenkonferenz 
gibt dementsprechend eine schriftliche Förderprognose ab, in wel-
cher weiterführenden Schulart oder Schule das Kind voraussicht-
lich die optimale Förderung entsprechend seiner Lernentwicklung, 
Kompetenzen, Leistungen, Begabungen und Neigungen erhalten 
wird.

bb)	In Satz 2 Nummer 1 werden die Wörter „einen erweiterten 
Hauptschulabschluss“ durch die Wörter „die erweiterte 
Berufsbildungsreife“ ersetzt.

cc)	 In Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „den Hauptschul-
abschluss“ durch die Wörter „die Berufsbildungsreife“ 
ersetzt.

d)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 5 werden nach dem Wort „Berechtigungen“ 

die Wörter „sowie Qualifizierungsbausteine und Ausbil-
dungsbausteine“ angefügt.

bb)	Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
„6.	 die Voraussetzungen für den Erwerb der erweiterten 

Berufsbildungsreife und des mittleren Schulabschlus-
ses; dabei können Abweichungen von § 21 Absatz 2 
vorgesehen werden,“

19.	 § 31 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter „der Haupt-

schulabschluss“ durch die Wörter „die Berufsbildungsreife“ 
ersetzt.

b)	 Absatz 4 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
„6.	 die Voraussetzungen für den Erwerb der erweiterten Be-

rufsbildungsreife und des mittleren Schulabschlusses; da-
bei können Abweichungen von § 21 Absatz 2 vorgesehen 
werden.“

20.	 § 34 Absatz 3 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
„5.	 die Voraussetzungen für den Erwerb der erweiterten Berufs-

bildungsreife und des mittleren Schulabschlusses; dabei kön-
nen Abweichungen von § 21 Absatz 2 vorgesehen werden,“

21.	Dem § 35 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Die Oberstufenzentren kooperieren mit Integrierten Sekun-

darschulen, um den Schülerinnen und Schülern das Weiterlernen 
in berufs- und studienqualifizierenden Bildungsgängen zu ermög-
lichen. Hierüber sollen Kooperationsvereinbarungen geschlossen 
werden.“

22.	 In § 36 Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „dem Hauptschulab-
schluss“ durch die Wörter „der Berufsbildungsreife“ ersetzt.

23.	 In § 39 Nummer 8 werden die Wörter „dem Hauptschulabschluss“ 
durch die Wörter „der Berufsbildungsreife“ ersetzt.

24.	 § 40 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „den Hauptschulab-

schluss, den erweiterten Hauptschulabschluss“ durch die Wör-
ter „die Berufsbildungsreife, die erweiterte Berufsbildungsrei-
fe“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „kann den mittleren 
Schulabschluss erwerben“ durch die Wörter „erwirbt einen 
dem mittleren Schulabschluss gleichwertigen Abschluss“ er-
setzt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „den Hauptschulabschluss“ 

durch die Wörter „die Berufsbildungsreife“ ersetzt.
bb)	In Satz 2 werden nach den Wörtern „bestanden haben“ die 

Wörter „oder den mittleren Schulabschluss besitzen“ ein-
gefügt.

d)	 Absatz 6 Satz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
„4.	 die Voraussetzungen für den Erwerb der Abschlüsse ge-

mäß Absatz 1 und für den dem mittleren Schulabschluss 
gleichwertigen Abschluss (Absatz 2),“

25.	 § 42 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „aufgenommen“ ein 

Komma und die Wörter „wenn kein Sprachförderbedarf be-
steht“ eingefügt.

b)	 Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt:
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Schülers mit den fachspezifischen Ausprägungen des 
Schulprogramms,

c)	 das Ergebnis eines Auswahlgesprächs oder eines anderen 
spezifischen Eignungsfeststellungsverfahrens;

die Anwendung der Aufnahmekriterien bei der Aufnahmeent-
scheidung sowie das Nähere über das Verfahren für die Auf-
nahme einschließlich der Eignungsfeststellung, die Festle-
gung, ob die Aufnahme unbeschadet von Absatz 6 Nummer 1 
zunächst nach Absatz 6 Nummer 2 oder Nummer 3 erfolgt, 
sowie die Besonderheiten für den Fall, dass es an einer Festle-
gung der Aufnahmekriterien oder eines Verfahrens für die 
Aufnahme fehlt,

3.	 besondere Härtefälle nach Absatz 6 Nummer 1,
4.	 die Besonderheiten für den altsprachlichen Bildungsgang.
In der Rechtsverordnung ist für die Jahrgangsstufe 7 in Integrier-
ten Sekundarschulen und Gymnasien sowie für die Jahrgangsstu-
fe 8 in Integrierten Sekundarschulen eine Höchstgrenze von Schü-
lerinnen und Schülern pro Lerngruppe festzulegen.“

31.	 § 58 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 2 werden nach dem Wort „Mehrheit“ die Wörter „von 

zwei Dritteln“ gestrichen.
b)	 Es wird folgender Satz angefügt:

„Abweichend von Satz 2 wird der Lernerfolg in Jahrgangsstu-
fe 3 immer durch schriftliche Informationen zur Lern- und 
Leistungsentwicklung beurteilt, wenn die Schulanfangsphase 
jahrgangsstufenübergreifend mit der Jahrgangsstufe 3 verbun-
den ist.“

32.	 § 59 wird wie folgt gefasst:

„§ 59
Aufrücken, Versetzung, Wiederholung, 

Überspringen, Kurseinstufung

(1) Grundsätzlich rücken die Schülerinnen und Schüler jeweils 
mit Beginn des neuen Schuljahres in die nächsthöhere Jahrgangs-
stufe auf. Bis zum Abschluss der Sekundarstufe I finden Jahr-
gangsstufenwiederholungen nur in besonders begründeten Aus-
nahmefällen statt. Darüber sind zwischen der Schule und der 
Schülerin oder dem Schüler und ihren oder seinen Erziehungsbe-
rechtigten Bildungs- und Erziehungsvereinbarungen zu schließen. 
In der Sekundarstufe I am Gymnasium, der Einführungsphase der 
gymnasialen Oberstufe und in der Fachoberschule erfolgen Ver-
setzungsentscheidungen.

(2) Eine Schülerin oder ein Schüler wird versetzt, wenn ihr oder 
sein durch ein Zeugnis oder einen entsprechenden Nachweis aus-
gewiesener Leistungs- und Kompetenzstand die Erwartung recht-
fertigt, dass sie oder er mit Erfolg in der nächsten Jahrgangsstufe 
mitarbeiten kann. Für Schülerinnen und Schüler, die im Laufe des 
Schuljahres deutliche Leistungsrückstände aufweisen, legen die 
jeweiligen Lehrerinnen und Lehrer koordiniert und gemeinsam 
mit der jeweiligen Schülerin oder dem jeweiligen Schüler und ih-
ren oder seinen Erziehungsberechtigten aufeinander abgestimmte 
individuelle Fördermaßnahmen fest, um eine Versetzung zu errei-
chen.

(3) Bei Nichtversetzung wiederholt eine Schülerin oder ein 
Schüler die bisherige Jahrgangsstufe desselben Bildungsgangs. Im 
Falle des § 56 Absatz 5 Satz 1 ist eine Wiederholung am Gymna-
sium ausgeschlossen. Bei zweimaliger Nichtversetzung in dersel-
ben Jahrgangsstufe oder bei Nichtversetzung in zwei aufeinander-
folgenden Jahrgangsstufen der Fachoberschule muss die Schülerin 
oder der Schüler den bisher besuchten Bildungsgang verlassen. 
Bei zweimaliger Nichtversetzung in der Einführungsphase muss 
die gymnasiale Oberstufe verlassen werden. Die Schulaufsichts-
behörde kann im Einzelfall aus wichtigen Gründen Ausnahmen 
zulassen.

(4) Eine Schülerin oder ein Schüler kann auf Antrag der Erzie-
hungsberechtigten die Jahrgangsstufe einmal freiwillig wiederho-

(3) Die Erziehungsberechtigten sind bei ihrer Entscheidung 
nach Absatz 1 Satz 1 nicht an die Förderprognose der Grundschule 
gebunden. Sie ist der weiterführenden Schule bei der Anmeldung 
des Kindes vorzulegen.

(4) Die Schülerinnen und Schüler werden unter Beachtung der 
Aufnahmekapazität in eine Schule aufgenommen, in der sie ihre 
erste Fremdsprache fortsetzen können.

(5) Wer im Gymnasium am Ende der Jahrgangsstufe 7 nicht ver-
setzt wird, wechselt in die Jahrgangsstufe 8 der Integrierten Se-
kundarschule. Für Schülerinnen und Schüler, die im Laufe des 
ersten Schulhalbjahres der Jahrgangsstufe 7 Leistungsrückstände 
aufweisen, die eine Versetzung gefährdet erscheinen lassen, sind 
zwischen der Schule und der Schülerin oder dem Schüler sowie 
ihren oder seinen Erziehungsberechtigten spätestens zum Beginn 
des zweiten Schulhalbjahres Bildungs- und Erziehungsvereinba-
rungen zu schließen.

(6) Überschreitet die Zahl der Anmeldungen für eine Schule de-
ren Aufnahmekapazität, so richtet sich die Aufnahme nach folgen-
dem Verfahren:
1.	 Im Umfang von bis zu 10 Prozent der vorhandenen Schulplät-

ze sind Schülerinnen und Schüler durch die Schulleiterin oder 
den Schulleiter im Einvernehmen mit der zuständigen Schul-
behörde vorrangig zu berücksichtigen, wenn Umstände vor-
liegen, die den Besuch einer anderen als der gewünschten 
Schule unzumutbar erscheinen lassen (besondere Härtefälle). 
Soweit diese Schulplätze nicht als besondere Härtefälle verge-
ben werden, erfolgt die Aufnahme nach Nummer 2.

2.	 Mindestens 60 Prozent der Schulplätze werden nach 
Aufnahmekriterien vergeben, die von der Schule unter Be-
rücksichtigung des Schulprogramms festgelegt werden. Zur 
Feststellung, ob eine Schülerin oder ein Schüler die Aufnah-
mekriterien der Schule erfüllt, ist ein Verfahren für die Auf-
nahme durchzuführen. Die Grundlagen der Aufnahmeent-
scheidung sind zu dokumentieren. Die Aufnahmekriterien und 
die Gestaltung des Verfahrens für die Aufnahme unterliegen 
der Genehmigung durch die Schulaufsichtsbehörde, hinsicht-
lich der Aufnahmekriterien im Benehmen, hinsichtlich der 
Gestaltung des Verfahrens für die Aufnahme im Einverneh-
men mit der jeweils zuständigen Schulbehörde.

3.	 30 Prozent der Schulplätze werden durch Los vergeben.
(7) Kann die Schülerin oder der Schüler nicht gemäß dem Erst-

wunsch ihrer oder seiner Erziehungsberechtigten in die von ihnen 
ausgewählte Schule aufgenommen werden, so wird ihren oder sei-
nen Erziehungsberechtigten von der zuständigen Schulbehörde 
eine aufnahmefähige Schule unter Berücksichtigung der Zweit- 
und Drittwünsche benannt. Kann die Schülerin oder der Schüler 
auch an dieser Schule nicht aufgenommen werden oder nehmen 
die Erziehungsberechtigten dieses Angebot nicht wahr, so wird die 
Schülerin oder der Schüler gemäß § 54 Absatz 3 unter Berücksich-
tigung der möglichen Kapazitäten einer Schule der gewünschten 
Schulart zugewiesen.

(8) Für den Übergang in Jahrgangsstufe 5 gelten die Absätze 1 
bis 6 entsprechend, soweit nicht eine auf Grund des Absatzes 9 
Satz 1 Nummer 4 oder § 18 Absatz 3 erlassene Rechtsverordnung 
Abweichendes regelt.

(9) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird 
ermächtigt, das Nähere über den Übergang und die Aufnahme in 
die Sekundarstufe I durch Rechtsverordnung zu regeln, insbeson-
dere
1.	 das Verfahren und die Kriterien für das verbindliche Bera-

tungsgespräch und die Förderprognose der Grundschule,
2.	 die Einzelheiten der Aufnahmekriterien der Schule im Sinne 

von Absatz 6, wobei als Kriterien insbesondere in Betracht 
kommen:
a)	 Leistung und Kompetenzen,
b)	 Übereinstimmung des Leistungsbildes oder der sonstigen 

persönlichen Voraussetzungen der Schülerin oder des 
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„2.	 den täglichen Unterrichtsbeginn, die Stellung eines 
Antrags auf Einrichtung als Ganztagsschule ein-
schließlich des gebundenen Ganztagsbetriebs (§ 19 
Absatz 1),“

bb)	In Nummer 8 Buchstabe b wird nach dem Wort „Sponso-
ring“ der Punkt durch ein Komma ersetzt.

cc)	 Es wird folgende Nummer 9 angefügt:
„9.	 die Einrichtung von Lernmittelfonds (§ 50 Absatz 2).“

c)	 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 5 wird das Wort „sowie“ durch ein Komma 

ersetzt.
bb)	In Nummer 6 wird der Punkt durch das Wort „sowie“ er-

setzt.
cc)	 Es wird folgende Nummer 7 angefügt:

„7.	 zur Ausgestaltung des Essenangebots an der Schule.“
35.	 § 79 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

a)	 Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 2 eingefügt:
„2.	 die Organisation des Dualen Lernens,“

b)	 Die bisherigen Nummern 2 bis 11 werden die Nummern 3 bis 
12.

36.	 § 81 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2.	 die Förderprognose (§ 56 Absatz 2),“
b)	 In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Semesterkonfe-

renz“ ein Komma, die Wörter „die jeweils Ausschüsse bilden 
können“ sowie ein Komma eingefügt.

c)	 Es wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Soweit der Unterricht insgesamt oder in Teilen jahr-

gangsstufenübergreifend durchgeführt wird, gilt Absatz 2 ent-
sprechend.“

37.	 § 86 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 5 wird aufgehoben.
bb)	In Satz 6 werden die Wörter „Jede der beiden Schülerver-

tretungen“ durch die Wörter „Die Abteilungsschülerver-
tretung“ ersetzt.

b)	 Absatz 4 wird aufgehoben.
38.	 § 87 Absatz 4 und 5 wird aufgehoben.
39.	 § 93 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 3 wird das Wort „Sportschulen“ durch die Wörter 
„Eliteschulen des Sports“ ersetzt.

b)	 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
„6.	 das Musikgymnasium Carl Philipp Emanuel Bach,“

40.	Dem § 98 Absatz 5 werden folgende Sätze angefügt:
„Besitzt eine Lehrkraft bei Vorliegen der erforderlichen persönli-
chen Eignung eine Lehramtsbefähigung nach dem Lehrerbil-
dungsrecht eines Landes der Bundesrepublik Deutschland und 
wird sie entsprechend eingesetzt, so ist die Ausübung der Tätigkeit 
vor ihrer Aufnahme unter Vorlage der Befähigungsnachweise bei 
der Schulaufsichtsbehörde anzuzeigen; einer Unterrichtsgenehmi-
gung bedarf es nicht. Die Schulaufsichtsbehörde kann die Aus-
übung einer Tätigkeit als Lehrkraft untersagen, wenn die Voraus-
setzungen nach Satz 4 nicht vorliegen oder später weggefallen 
sind.“

41.	Dem § 100 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Letzte Jahrgangsstufe im Sinne von Satz 1 ist bei Schulen, die 
nach der Pädagogik Rudolf Steiners arbeiten, in der Sekundarstu-
fe I die Jahrgangsstufe 10.“

42.	 In § 105 Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „Schulen mit sportbe-
tontem Schwerpunkt“ durch die Wörter „Eliteschulen des Sports“ 
ersetzt.

len oder spätestens im Anschluss an die Aushändigung des Halb-
jahreszeugnisses in die vorhergegangene Jahrgangsstufe 
zurücktreten, wenn eine erfolgreiche Mitarbeit nicht mehr ge-
währleistet ist. Wer in der Sekundarstufe II das Ziel des Bildungs-
gangs nicht mehr erreichen kann, muss zurücktreten oder den Bil-
dungsgang verlassen.

(5) Eine Schülerin oder ein Schüler kann auf Antrag der Erzie-
hungsberechtigten eine Jahrgangsstufe überspringen und vorver-
setzt werden, wenn eine bessere Förderung ihrer oder seiner 
Lern-, Leistungs- und Kompetenzentwicklung und eine erfolgrei-
che Mitarbeit in der höheren Jahrgangsstufe zu erwarten sind.

(6) Über die Versetzung, eine Wiederholung, einen Rücktritt 
und ein Überspringen sowie eine Kurseinstufung entscheidet die 
Klassenkonferenz.

(7) Die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung wird 
ermächtigt, das Nähere zu den Voraussetzungen und dem Verfah-
ren der Versetzung, der Wiederholung, des Rücktritts, des Aufrü-
ckens, des Überspringens und der Kurseinstufung sowie für den 
Wechsel von einer Schulart in eine andere durch Rechtsverord-
nung zu regeln. Darin kann für nicht versetzte Schülerinnen und 
Schüler eine Leistungsüberprüfung vorgesehen werden, in der 
nachzuweisen ist, dass die Leistungsmängel überwunden sind und 
deshalb eine nachträgliche Versetzung gerechtfertigt ist (Nachprü-
fung). Eine Nachprüfung kann auch zum Erreichen eines Ab-
schlusses oder der Berechtigung zum Übergang in die gymnasiale 
Oberstufe vorgesehen werden.“

33.	 § 69 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 2 wird nach Nummer 2 folgende Nummer 3 

eingefügt:
„3.	 entscheidet über die Verteilung und Verwendung der der 

Schule zur eigenen Bewirtschaftung zugewiesenen Perso-
nal- und Sachmittel (§ 7 Absatz 3, 5 und 6),“

b)	 Die bisherigen Nummern 3 bis 6 werden die Nummern 4 
bis 7.

34.	 § 76 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
„1.	 die Grundsätze der Verteilung und Verwendung der 

der Schule zur eigenen Bewirtschaftung zugewiese-
nen Personal- und Sachmittel (§ 7 Absatz 3, 5 und 6),“

bb)	Nach Nummer 2 werden folgende Nummern 3 und 4 ein-
gefügt:
„3.	 die Aufnahmekriterien und das Verfahren für die Auf-

nahme bei Übernachfrage (§ 56 Absatz 6) auf Vor-
schlag der Schulleiterin oder des Schulleiters,

4.	 die Grundsätze des Dualen Lernens,“
cc)	 Die bisherige Nummer 8 wird aufgehoben.
dd)	Die bisherigen Nummern 3 bis 7 werden die Nummern 5 

bis 9; die bisherigen Nummern 9 und 10 werden die Num-
mern 10 und 11.

ee)	 Nach der neuen Nummer 11 werden die folgenden Num-
mern 12 und 13 eingefügt:
„12.	die Auswahl der freien Träger im Rahmen der er-

gänzenden Förderung und Betreuung (§ 19 Absatz 
6) sowie die Grundsätze über weitere Kooperatio-
nen mit anderen Schulen und außerschulischen 
Partnern,

13.	 die Stellung eines Antrags auf Umwandlung eines 
Gymnasiums in eine Integrierte Sekundarschule,“

ff)	 Die bisherigen Nummern 11 und 12 werden die Nummern 
14 und 15.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
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Übergangsregelungen zu treffen, insbesondere zu den Besonder-
heiten in Fällen des Satzes 2.

(6) Im Schuljahr 2010/2011 gilt § 17 in der bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes vom 25. Januar 2010 (GVBl. S. 14) geltenden Fas-
sung mit der Maßgabe, dass zu den in Absatz 3 Nummer 2 genann-
ten Schularten die Integrierte Sekundarschule hinzutritt.

(7) Bei der Aufnahme zum Schuljahr 2010/2011 gilt § 56 in der 
bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. Januar 2010 (GVBl. S. 
14) geltenden Fassung mit Ausnahme des Absatzes 5 Satz 2 sowie 
mit der Maßgabe, dass für Integrierte Sekundarschulen die für die 
Gesamtschule geltenden Bestimmungen Anwendung finden. § 56 
Absatz 9 Satz 2 bleibt unberührt. Soweit in Schulen aufgenommen 
werden soll, deren Errichtung zum Zeitpunkt der Aufnahmeent-
scheidung noch nicht erfolgt ist, entscheidet abweichend von § 54 
Absatz 1 die zuständige Schulbehörde. Die Wahl einer Schulart, 
die durch dieses Gesetz mit Wirkung vom 1. August 2011 nicht 
mehr eingerichtet werden darf, ist für das Schuljahr 2010/2011 be-
grenzt auf die vorhandenen Kapazitäten. Entsprechendes gilt im 
Falle einer Zuweisung.

(8) Bis zum Schuljahr 2012/2013 (einschließlich) werden an 
beruflichen Schulen die Abschlüsse der Sekundarstufe I nach den 
bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. Januar 2010 (GVBl. S. 
14) geltenden Vorschriften vergeben. Für die Aufnahme in die be-
ruflichen Schulen und die Einrichtungen des Zweiten Bildungs-
wegs tritt der Hauptschulabschluss an die Stelle der Berufsbil-
dungsreife und der erweiterte Hauptschulabschluss an die Stelle 
der erweiterten Berufsbildungsreife.

(9) Für Ersatzschulen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Gesetzes vom 25. Januar 2010 (GVBl. S. 14) als weiterführende 
allgemein bildende Ersatzschulen gemäß §§ 98, 100 genehmigt 
oder anerkannt sind und die in Integrierte Sekundarschulen umge-
wandelt werden, gelten die Genehmigung oder Anerkennung fort. 
Sie erhalten bei Fortbestehen der Voraussetzungen die Zuschüsse 
nach § 101 Absatz 2. Die Erfüllung der Anforderungen des § 98 
Absatz 3 an eine Integrierte Sekundarschule in freier Trägerschaft 
ist innerhalb eines Jahres nach Beginn der Umwandlung nachzu-
weisen.“

46.	 § 131 Absatz 2 bis 8 wird durch die folgenden Absätze 2 und 3 
ersetzt:

„(2) In die zweijährige Form der gymnasialen Oberstufe werden 
Schülerinnen und Schüler erstmals zum Beginn des Schuljahres 
2010/2011 aufgenommen.

(3) Die Integrierte Sekundarschule wird spätestens zum Schul-
jahr 2011/2012 durch Neugründung oder durch Zusammenlegung 
oder Umwandlung von Schulen der Schularten Hauptschule, Real-
schule, verbundene Haupt- und Realschule, Gesamtschule und 
gegebenenfalls Gymnasium eingerichtet.“

Artikel II
Inkrafttreten

Artikel I Nummer 9 tritt bezüglich des § 19 Absatz 6 Satz 4, 8, 9 
und 11 mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft. Im Übrigen tritt 
dieses Gesetz am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin in Kraft.
Berlin, den 25. Januar 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.
Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

43.	 § 111 Absatz 1 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefasst:
„Er besteht aus den von den Bezirksausschüssen jeweils gewähl-
ten Vertreterinnen und Vertretern sowie einer Vertreterin oder ei-
nem Vertreter des bezirklichen Jugendhilfeausschusses, die oder 
der von diesem benannt wird. Des Weiteren gehören ihm je zwei 
der in § 110 Absatz 2 Satz 2 genannten Vertreterinnen und Vertre-
ter mit beratender Stimme an.“

44.	 § 115 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 1 Nummer 7 wird der Punkt nach dem Wort „wird“ 

durch ein Komma ersetzt.
b)	 Es wird folgende Nummer 8 angefügt:

„8.	 einer Vertreterin oder einem Vertreter des Landesjugend-
hilfeausschusses, die oder der von diesem benannt wird.“

c)	 Satz 3 wird aufgehoben.
45.	 § 129 wird wie folgt gefasst:

„§ 129
Übergangsregelungen

(1) Die in § 13 Absatz 2 Satz 1 dieses Gesetzes genannten Vor-
aussetzungen finden auf Personen, die in der Bundesrepublik 
Deutschland vor Inkrafttreten dieses Gesetzes als Religionslehrer 
in einer öffentlichen Schule tätig waren oder bis zum 20. Dezem-
ber 2002 in Deutschland eine rechtlich geregelte Ausbildung zum 
Religionslehrer begonnen hatten, keine Anwendung.

(2) Für Schülerinnen und Schüler, die sich bis zum Beginn des 
Schuljahres 2010/2011 (einschließlich) in den Jahrgangsstufen 12 
oder 13 der gymnasialen Oberstufe befinden, finden anstelle der 
Bestimmungen über die zweijährige Form der gymnasialen Ober-
stufe § 32 Absatz 4 bis 6 und § 33 Absatz 1 des Schulgesetzes für 
Berlin in der bis zum Inkrafttreten des Schulgesetzes vom 26. Ja-
nuar 2004 (GVBl. S. 26) geltenden Fassung mit der Maßgabe An-
wendung, dass sich die Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe 
nach § 28 Absatz 4 Nummer 1 und 2 sowie Absatz 5 Satz 1 in der 
bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vom 25. Januar 2010 (GVBl. S. 
14) geltenden Fassung richtet. Die für das Schulwesen zuständige 
Senatsverwaltung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung wei-
tere Übergangsregelungen zu treffen, insbesondere zum Rücktritt 
in den folgenden Schülerjahrgang.

(3) Im Schuljahr 2010/2011 können letztmalig 7. Klassen der 
Hauptschulen, Realschulen, verbundenen Haupt- und Realschulen 
und Gesamtschulen eingerichtet werden, sofern die Schulen dieser 
Schularten nicht bereits in Integrierte Sekundarschulen umgewan-
delt oder zusammengelegt wurden.

(4) Hauptschulen, Realschulen, verbundene Haupt- und Real-
schulen und Gesamtschulen, die nicht zu einer Integrierten Sekun-
darschule werden, sind spätestens zum Ende des Schuljahres 
2010/2011 aufzuheben.

(5) Schülerinnen und Schüler, die sich zum Zeitpunkt der Ände-
rung der Schulart ihrer Schule in eine Integrierte Sekundarschule 
in den Jahrgangsstufen 8 bis 10 befinden oder die im Schuljahr 
2010/2011 eine Haupt-, Real-, verbundene Haupt- und Realschule, 
eine Gesamtschule oder ein Gymnasium besuchen, setzen ihren 
Schulbesuch in der Sekundarstufe I nach den bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes vom 25. Januar 2010 (GVBl. S. 14) für die besuchte 
Schulart geltenden Bestimmungen fort; dies gilt auch für den Er-
werb von Abschlüssen und die Berechtigung zum Übergang in die 
gymnasiale Oberstufe. Sofern für Schülerinnen und Schüler ge-
mäß Satz 1 nach Wiederholung keine Jahrgangsstufe der bisher 
besuchten Schulart folgt, werden sie einer Klasse der Integrierten 
Sekundarschule zugewiesen; die Möglichkeit eines Schulartwech-
sels bleibt unberührt. Die für das Schulwesen zuständige Senats-
verwaltung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung weitere 
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Schulgesetzes

Das Schulgesetz vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 26), das zuletzt 
durch Gesetz vom 25. Januar 2010 (GVBl. S. 14) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Dem § 5 wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Im Rahmen des Bildungs- und Erziehungsauftrags nach 
§ 4 sollen die Schulen mit anerkannten Trägern der Jugendhilfe 
im Einvernehmen mit dem Jugendamt den Einsatz von sozialpä-
dagogisch qualifizierten Fachkräften vereinbaren; § 19 Absatz 6 
bleibt unberührt.“

2.	 In § 40 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „die auf Grund des § 
28 Abs.“ sowie die Wörter „erlassene Rechtsverordnung“ gestri-
chen und das Wort „gelten“ durch das Wort „gilt“ ersetzt.

3.	 § 54 wird wie folgt geändert:
a)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Die zuständige Schulbehörde kann auch gemeinsame 
Einschulungsbereiche bilden. Dabei ist der Grundsatz al-
tersangemessener Schulwege zu beachten. Die Aufnahme in 
Schulen innerhalb gemeinsamer Einschulungsbereiche er-
folgt in entsprechender Anwendung von § 55a Absatz 2 
Satz 2.“

b)	 Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 und 6.
c)	 In dem neuen Absatz 6 werden nach den Wörtern „das Nä-

here über“ die Wörter „die Ausgestaltung gemeinsamer Ein-
schulungsbereiche,“ eingefügt.

4.	 § 55 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1.	 für die Kinder, die bereits eine nach § 23 des Kinderta-
gesförderungsgesetzes öffentlich finanzierte Tagesein-
richtung der Jugendhilfe oder eine öffentlich finanzierte 
Tagespflegestelle besuchen, in dieser,“

b)	 In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „bereits in einer Ein-
richtung der Jugendhilfe“ durch die Wörter „von Absatz 1 
Satz 3 Nummer 1 erfasst sind“ ersetzt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 2 werden die Wörter „keine Tageseinrichtung 

der Jugendhilfe besuchen“ durch die Wörter „nicht von 
Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 erfasst sind“ ersetzt.

bb)	Es wird folgender Satz angefügt:
„Die Verordnung kann Ausnahmen von der Verpflich-
tung nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 vorsehen.“

d)	 Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Ver-

pflichtung zur Teilnahme
1.	 am Sprachstandsfeststellungsverfahren sowie
2.	 an der vorschulischen Sprachförderung
haben keine aufschiebende Wirkung.“

5.	 In § 55a Absatz 1 werden nach Satz 2 folgende Sätze eingefügt:

„Bestehen gemeinsame Einschulungsbereiche, so kann durch 
die zuständige Schulbehörde bestimmt werden, an welcher 
Schule schulpflichtige Kinder von ihren Erziehungsberechtigten 
anzumelden sind. Bei der Anmeldung müssen die Erziehungsbe-
rechtigten die Schule benennen, die ihr Kind aufnehmen soll.“

6.	 § 61 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „bedarf der Anerkennung 
durch die Schulaufsichtsbehörde“ durch die Wörter 
„kann durch die Schulaufsichtsbehörde anerkannt wer-
den“ ersetzt.

bb)	In Satz 2 werden die Wörter „Die Anerkennung ist zu 
erteilen, wenn“ durch die Wörter „Voraussetzung einer 
Anerkennung ist, dass“ ersetzt.

b)	 Dem Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:
„Soweit die Hochschulen die Ausgestaltung und Durchfüh-
rung von Vorbereitungslehrgängen und Prüfungen zur Aner-
kennung von Studienbefähigungen an Studienkollegs durch 
Satzungsrecht regeln, bedarf die Genehmigung der Satzung 
durch die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung des 
Einvernehmens der für das Schulwesen zuständigen Senats-
verwaltung. Die für das Schulwesen zuständige Senatsver-
waltung wird ermächtigt, das Verfahren zur Anerkennung 
der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Leistungen auf Dritte zu 
übertragen.“

7.	 § 64 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 3 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt 
und das Wort „oder“ angefügt.

bb)	Es wird folgende Nummer 4 angefügt:
„4.	 es für die Aufgabenerfüllung der Träger der freien 

Jugendhilfe, welche gemäß § 19 Absatz 6 Satz 5 in 
Kooperation mit der Schule Leistungen der ergän-
zenden Förderung und Betreuung erbringen oder im 
Rahmen des § 5 Absatz 4 mit der Schule kooperie-
ren, erforderlich ist.“

b)	 In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „des Absatzes 4 Satz 2 
Nr. 1“ durch die Angabe „des Absatzes 5 Satz 2 Nummer 1“ 
ersetzt.

8.	 § 77 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Der Schulkonferenz soll eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
nichtpädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit bera-
tender Stimme angehören.“

9.	 § 82 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Nummer 3 werden nach dem Wort „Schule“ die 

Wörter „und von Trägern der freien Jugendhilfe, die in Ko-
operation mit der Schule Leistungen der ergänzenden Förde-
rung und Betreuung im Sinne von § 19 Absatz 6 Satz 5 er-
bringen,“ eingefügt.

b)	 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 3 wird das Komma durch das Wort „und“ 

ersetzt.
bb)	Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

Gesetz
zur Änderung des Schulgesetzes 

und weiterer Vorschriften
Vom 25. Januar 2010
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Artikel V
Änderung des Meldegesetzes

In § 3 Absatz 3 des Meldegesetzes vom 26. Februar 1985 (GVBl. 
S. 507), das zuletzt durch Gesetz vom 7. September 2006 (GVBl. S. 
896) geändert worden ist, werden nach den Wörtern „öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaften“ die Wörter „und an andere Be-
hörden oder sonstige öffentliche Stellen“ eingefügt.

Artikel VI 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

In Anlage I zu dem Landesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 
9. April 1996 (GVBl. S. 160, 2005 S. 463), das zuletzt durch Arti-
kel XI des Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70, 108) geändert 
worden ist, wird die Landesbesoldungsordnung A wie folgt geän-
dert:
1.	 In Besoldungsgruppe 13

a)	 werden der Amtsbezeichnung „Rektor“ die Funktionszusät-
ze
„– als Leiter des Grundschulteils einer Integrierten Sekun-
darschule oder Gemeinschaftsschule mit bis zu 180 Schü-
lern am Grundschulteil –2)

– als Leiter des Grundschulteils einer Integrierten Sekundar-
schule oder Gemeinschaftsschule mit mehr als 180 bis zu 
360 Schülern am Grundschulteil –3)“
angefügt und

b)	 wird nach der Amtsbezeichnung „Rektor“ die Amtsbezeich-
nung „Sekundarschulrektor“ mit dem Funktionszusatz 
„– als Fachleiter an einer Integrierten Sekundarschule oder 
Gemeinschaftsschule –2)“ eingefügt.

2.	 In Besoldungsgruppe 14
a)	 wird der Amtsbezeichnung „Rektor“ der Funktionszusatz 

„– als Leiter des Grundschulteils einer Integrierten Sekun-
darschule oder Gemeinschaftsschule mit mehr als 360 Schü-
lern am Grundschulteil –“ angefügt,

b)	 wird nach der Amtsbezeichnung „Rektor“ die Amtsbezeich-
nung „Sekundarschulrektor“ mit dem Funktionszusatz 
„– zur Koordinierung schulfachlicher Aufgaben an einer In-
tegrierten Sekundarschule oder Gemeinschaftsschule –“ ein-
gefügt und

c)	 wird nach der Amtsbezeichnung „Sonderschulrektor“ die 
Amtsbezeichnung „Stellvertretender Direktor einer Integ-
rierten Sekundarschule“ mit dem Funktionszusatz „– als der 
ständige Vertreter des Leiters einer Integrierten Sekundar-
schule oder Gemeinschaftsschule ohne Oberstufe –1)“ einge-
fügt.

3.	 In Besoldungsgruppe 15
a)	 wird nach der Amtsbezeichnung „Direktor am Botanischen 

Garten und Botanischen Museum und Professor“ die Amts-
bezeichnung „Direktor einer Integrierten Sekundarschule“ 
mit den Funktionszusätzen
„– als Leiter einer Integrierten Sekundarschule oder Ge-
meinschaftsschule mit Oberstufe –1)

– als Leiter einer Integrierten Sekundarschule oder Gemein-
schaftsschule ohne Oberstufe –“
eingefügt,

b)	 wird nach der Amtsbezeichnung „Schulrat“ die Amtsbe-
zeichnung „Sekundarschulrektor“ mit dem Funktionszusatz 
„– als Leiter der Mittelstufe einer Integrierten Sekundar-
schule oder Gemeinschaftsschule mit Oberstufe –“ einge-
fügt,

c)	 wird nach der Amtsbezeichnung „Sonderschulrektor“ die 
Amtsbezeichnung „Stellvertretender Direktor einer Integ-
rierten Sekundarschule“ mit dem Funktionszusatz „– als der 
ständige Vertreter des Leiters einer Integrierten Sekundar-

„5.	 die pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von Trägern der Jugendhilfe, die gemäß § 5 Absatz 4 
in Kooperation mit der Schule Aufgaben der Ju-
gendsozialarbeit wahrnehmen.“

10.	In § 105 Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Scharfenberg“ 
ein Komma und die Wörter „des Musikgymnasiums Carl Phil-
ipp Emanuel Bach, des Abendgymnasiums Prenzlauer Berg“ 
eingefügt.

Artikel II
Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

In Nummer 16 Absatz 2 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des 
Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes in der Fassung vom 22. Juli 
1996 (GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel I des Gesetzes 
vom 17. Dezember 2009 (GVBl. S. 871) und durch Artikel IV des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GVBl. S. 848, 852) geändert 
worden ist, werden nach dem Wort „Scharfenberg“ ein Komma und 
die Wörter „Musikgymnasium Carl Philipp Emanuel Bach, Abend-
gymnasium Prenzlauer Berg“ eingefügt.

Artikel III
Änderung des Personalvertretungsgesetzes

Nummer 12 Buchstabe a der Anlage zum Personalvertretungsge-
setz in der Fassung vom 14. Juli 1994 (GVBl. S. 337, 1995 S. 24), 
das zuletzt durch Artikel XII Nummer 22 des Gesetzes vom 19. März 
2009 (GVBl. S. 70, 112) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 
„a)	 in Regionen, die den Bezirken entsprechen, jeweils die Gesamt-

heit der in Schulen, ausgenommen die in Buchstabe b genannten 
Schulen, tätigen Lehrkräfte, Erzieher, Pädagogischen Unter-
richtshilfen, Sozialpädagogen, Handwerksmeister, Laboranten, 
technischen, verwaltungsfachlichen und sonstigen Dienstkräf-
te,“

Artikel IV
Gesetz über die Umwandlung 

des Musikgymnasiums Carl Philipp Emanuel Bach, 
der Poelchau-Oberschule und des Abendgymnasiums 

Prenzlauer Berg in zentral verwaltete Schulen

§ 1
Zielsetzung

Mit Wirkung vom 1. Januar 2010 werden das Musikgymnasium 
Carl Philipp Emanuel Bach, die Poelchau-Oberschule und das 
Abendgymnasium Prenzlauer Berg durch die für das Schulwesen 
zuständige Senatsverwaltung in zentral verwaltete Schulen umge-
wandelt.

§ 2
Personal- und Sachmittelübergang

Der für das Schulwesen zuständigen Senatsverwaltung gehören 
ab dem Umwandlungszeitpunkt sämtliche bisherigen Dienstkräfte 
der Bezirke Mitte, Charlottenburg-Wilmersdorf und Pankow an, die 
dem Musikgymnasium Carl Philipp Emanuel Bach, der Poelchau-
Oberschule und dem Abendgymnasium Prenzlauer Berg zugeordnet 
sind; einer Versetzung bedarf es nicht. Die am Musikgymnasium 
Carl Philipp Emanuel Bach, an der Poelchau-Oberschule und am 
Abendgymnasium Prenzlauer Berg vorhandenen Stellen, Personal-
mittel, Ausstattungen und Sachmittel gehen zum Umwandlungszeit-
punkt auf die für das Schulwesen zuständige Senatsverwaltung über. 
Einzelheiten des Personal-, Stellen-, Personalmittel-, Sachmittel- 
und Ausstattungsübergangs werden zwischen den beteiligten Stellen 
einvernehmlich geregelt.
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schule oder Gemeinschaftsschule mit Oberstufe –“ einge-
fügt und

d)	 werden bei der Amtsbezeichnung „Studiendirektor“ nach 
dem Funktionszusatz „– als der ständige Vertreter des Lei-
ters = einer Gesamtschule ohne Oberstufe –“ die Funktions-
zusätze
„ = einer Integrierten Sekundarschule oder Gemeinschafts-
schule mit Oberstufe –3)

 = einer Integrierten Sekundarschule oder Gemeinschafts-
schule ohne Oberstufe –“
eingefügt.

4.	 In Besoldungsgruppe 16 wird bei der Amtsbezeichnung „Ober-
studiendirektor“ nach dem Funktionszusatz „– als Leiter = einer 
Gesamtschule mit Oberstufe –“ der Funktionszusatz „= einer 
Integrierten Sekundarschule oder Gemeinschaftsschule mit 
Oberstufe –“ eingefügt.

Artikel VII
Änderung der Schullaufbahnverordnung

Die Schullaufbahnverordnung vom 3. Juli 1980 (GVBl. S. 1240, 
1758), die zuletzt durch Artikel IX des Gesetzes vom 19. März 2009 
(GVBl. S. 70, 99) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In §§ 6 und 7 werden jeweils unter der Überschrift „als Beförde-

rungsämter“
a)	 in Besoldungsgruppe A 13 nach den Wörtern „des Gesamt-

schulrektors“ ein Komma und die Wörter „des Sekundar-
schulrektors“,

b)	 in Besoldungsgruppe A 14 nach den Wörtern „des Gesamt-
schulrektors“ ein Komma und die Wörter „des Sekundar-
schulrektors, des Stellvertretenden Direktors einer Integrier-
ten Sekundarschule“ und

c)	 in Besoldungsgruppe A 15 nach den Wörtern „des Gesamt-
schuldirektors“ ein Komma und die Wörter „des Sekundar-
schulrektors, des Stellvertretenden Direktors einer Integrier-
ten Sekundarschule, des Direktors einer Integrierten 
Sekundarschule“

eingefügt.
2.	 In §§ 8 und 9 werden jeweils unter der Überschrift „als Beförde-

rungsämter“
a)	 die Wörter „das Amt des Zweiten Konrektors, des Konrek-

tors, des Rektors, des Sekundarschulrektors (Besoldungs-
gruppe A 13),“

b)	 in Besoldungsgruppe A 14 nach den Wörtern „des Sonder-
schulrektors“ ein Komma und die Wörter „des Rektors, des 
Sekundarschulrektors, des Stellvertretenden Direktors einer 
Integrierten Sekundarschule“ und

c)	 in Besoldungsgruppe A 15 nach den Wörtern „des Seminar-
direktors“ ein Komma und die Wörter „des Sekundarschul-
rektors, des Stellvertretenden Direktors einer Integrierten 
Sekundarschule, des Direktors einer Integrierten Sekundar-
schule“

eingefügt.

3.	 In § 10 werden unter der Überschrift „als Beförderungsämter“ in 
Besoldungsgruppe A 15 nach den Wörtern „des Gesamtschuldi-
rektors“ ein Komma und die Wörter „des Sekundarschulrektors, 
des Direktors einer Integrierten Sekundarschule“ eingefügt.

4.	 § 25 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Es setzt voraus die Beförderung

1.	 zum Seminardirektor,
2.	 zum Studiendirektor an einer Fachschule (als Leiter des 

Ausbildungsbereichs an einer Fachschule),
3.	 zum Studiendirektor (als ständiger Vertreter des Leiters ei-

ner Abteilung an einem Oberstufenzentrum),
4.	 zum Studiendirektor (als Abteilungsleiter an einem Oberstu-

fenzentrum),
5.	 in ein Amt als ständiger Vertreter des Schulleiters und
6.	 in ein Amt als Schulleiter
die Befähigung für ein Eingangsamt, durch das das angestrebte 
Beförderungsamt erreicht werden kann, und eine zweijährige 
Dienstzeit.“

Artikel VIII
Änderung der Verordnung 

zur Durchführung des Meldegesetzes

In Anlage 4 zu § 3 Nummer 1 der Verordnung zur Durchführung 
des Meldegesetzes vom 4. März 1986 (GVBl. S. 476), die zuletzt 
durch Artikel VIII des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GVBl. S. 
875, 879) und durch Artikel VII des Gesetzes vom 17. Dezember 
2009 (GVBl. S. 848, 853) geändert worden ist, wird Nummer 3 wie 
folgt geändert:
1.	 In Spalte 4 wird die Angabe „6. Lebensjahr“ durch die Angabe 

„4. Lebensjahr“ ersetzt.
2.	 In Spalte 5 werden die Wörter „für Berlin“ gestrichen und in 

dem Klammerzusatz nach dem Wort „Schulpflicht“ die Wörter 
„und vorschulische Sprachförderung“ eingefügt.

Artikel IX
Inkrafttreten

Artikel I Nummer 10 und Artikel II treten mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2010 in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tage nach der 
Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 25. Januar 2010

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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Auf Grund des § 1 Absatz 3 und des § 126 Absatz 1 Satz 1 der 
Grundbuchordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1114), die zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 11. August 2009 (BGBl. I S. 2713) geändert worden ist, 
des § 1 der Verordnung zur Übertragung von Verordnungsermächti-
gungen im Bereich des Grundbuchwesens vom 11. Februar 1997 
(GVBl. S. 43) und des § 1 des Gesetzes zur Regelung der Zuweisung 
amtsgerichtlicher Zuständigkeiten vom 16. November 2007 (GVBl. 
S. 579) wird verordnet:

Artikel I
Änderung der Zuweisungsverordnung

Die Zuweisungsverordnung vom 8. Mai 2008 (GVBl. S. 116), die 
durch Verordnung vom 23. Oktober 2009 (GVBl. S. 492) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 Es werden folgende neue §§ 17, 18 und 19 eingefügt:

„§ 17
Entscheidungen in Zivilsachen und in den Angelegenheiten  

der freiwilligen Gerichtsbarkeit für den Bezirk 
des Amtsgerichts Tiergarten

Die Zuständigkeit für die Entscheidungen des Amtsgerichts in 
Zivilsachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit wird, soweit nichts anderes bestimmt ist, für den 
Bezirk des Amtsgerichts Tiergarten mit Wirkung vom 5. No-
vember 2012 dem Amtsgericht Mitte zugewiesen.

§ 18
Grundbuchsachen

Die Führung des Grundbuchs obliegt den Amtsgerichten für 
ihre Bezirke. Hiervon ausgenommen sind die Amtsgerichte Pan-
kow/Weißensee, Tiergarten und Wedding. Für deren Bezirke ist 
das Amtsgericht Mitte zuständig.

§ 19
Übergangsregelungen

Abweichend von § 18 obliegt die Führung des Grundbuchs 
den folgenden Amtsgerichten jeweils bis zum
1.	 30. Mai 2010:

Tempelhof-Kreuzberg
für seinen Bezirk sowie die Amtsgerichtsbezirke Tiergarten 
und Mitte;

2.	 12. September 2010:
a)	 Lichtenberg

der Zweigstelle Hohenschönhausen für ihren Bezirk so-
wie die Amtsgerichtsbezirke Pankow/Weißensee und 
Wedding;

b)	 Mitte
für seinen Bezirk sowie den Amtsgerichtsbezirk Tiergar-
ten;

3.	 28. November 2010:
Lichtenberg
für seinen Bezirk sowie den Amtsgerichtsbezirk Neukölln 
und den Grundbuchbezirk Friedrichshain; der Zweigstelle 
Hohenschönhausen für ihren Bezirk;

4.	 13. Februar 2011:
Lichtenberg
für seinen Bezirk und den Grundbuchbezirk Friedrichshain; 
der Zweigstelle Hohenschönhausen für ihren Bezirk;

5.	 23. September 2012:
Lichtenberg
für seinen Bezirk; der Zweigstelle Hohenschönhausen für 
ihren Bezirk.“

2.	 Der bisherige § 17 wird § 20.

Artikel II
Änderung der Verordnung über das maschinell geführte Grundbuch

§ 1 der Verordnung über das maschinell geführte Grundbuch vom 
16. Dezember 1998 (GVBl. S. 427), die zuletzt durch Nummer 55 
der Anlage zum Gesetz vom 4. März 2005 (GVBl. S. 125) geändert 
worden ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 1
Einführung des maschinell 

geführten Grundbuchs

Bei den dafür zuständigen Amtsgerichten wird das Grund-
buch in maschineller Form als automatisierte Datei geführt. Die 
einzelnen maschinell geführten Grundbücher treten mit ihrer 
Freigabe (§ 128 Absatz 1 Satz 1 der Grundbuchordnung) an die 
Stelle der bisher in Papierform geführten Grundbücher.“

Artikel III
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 22. Februar 2010 in Kraft.

Berlin den 25. Januar 2010

Senatsverwaltung für Justiz

Gisela  v o n  d e r  A u e

Verordnung
zur Umsetzung der Neustrukturierung der Amtsgerichte

Vom 25. Januar 2010
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